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Unter dem Schlagwort »68er-Bewegung« 
werden verschiedene linksgerichtete Pro-
testbewegungen, Bürgerrechtsdemonstra- 

tionen und antiautoritäre Aktionen zusammen-
gefasst, die ab Mitte der 1960er in Deutschland 
und zahlreichen anderen Ländern stattfanden 
und auf eine Umwälzung bestehender sozialer 
und politischer Strukturen zielten. Als »Kultur-
revolution«, »Aufbruch einer neuen Genera-
tion« oder »Ära der Rebellion« stellten die 
Bewegungen kritische Weichen für die gesell-
schaftspolitische Entwicklung Deutschlands und 
anderer Länder. Durch öffentlichkeitswirksame 
Massenproteste auf allen Ebenen sollten verkrus-
tete und autoritäre soziale, politische und akade-
mische Strukturen durchbrochen und sollte eine 
grundlegende Transformation der Gesellschaft 

herbeigeführt werden. Auch 50 Jahre später 
haben die vielfältigen Proteste der späten 1960er 
Jahre noch einen fast mythischen Charakter und 
die Frage nach deren Auswirkungen auf unter-
schiedliche gesellschaft liche Bereiche bleibt immer 
noch Gegenstand empirischer Forschung. 

Hintergründe 
Nach dem Wirtschaftswunder der 1950er und 
frühen 1960er Jahre stagnierte die deutsche 
Wirtschaft und es herrschten knapp 20 Jahre 
nach der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland immer noch erhebliche Demokra-
tiedefizite. Nach wie vor befanden sich in den 
Reihen der politischen Elite ehemalige NS-Mit-
glieder, ein Großteil der deutschen Verlage 
gehörten der Axel­Springer­Gruppe und es 
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regierte ab 1966 eine unbeliebte große Koalition 
(CDU-SPD) ohne starke Opposition (nur die FPD 
mit ca. 10 Prozent der Sitze im Bundestag). Auch 
das deutsche Hochschulwesen, welches in der 
Nachkriegszeit auf der Grundlage des histori-
schen Humboldt’schen Universitätsmodells wie-
derhergestellt wurde, galt als verstaubt, hierar-
chisch und Bastion einer kleinen »akademischen 
Oligarchie«. Ähnlich verhielt es sich mit dem 
ebenso wiederhergestellten Schulsystem, des-
sen dreigliedrige Struktur von immer mehr 
Menschen als elitär und als Mittel zur Repro-
duktion von sozialen Ungleichheiten empfun-
den wurde. Gleichzeitig nahm die Kritik an den 
mangelnden Mitbestimmungs- und Partizipati-
onsmöglichkeiten im politischen, akademischen 
und wirtschaftlichen Umfeld zu. 

Eine der Figuren, die grassierende Unzufrie-
denheit in größere Protestaktionen kanalisierte, 
war das aus der DDR geflohene Führungs­
mitglied des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS), Rudi Dutschke, der sich zu- 
nehmend als Sprachrohr einer neuen linken 
»außerparlamentarischen Opposition« (APO) zu 
den Regierungsparteien profilierte. Nach Mei-
nung von Dutschke und seinen Anhängern 
befanden sich das politische und akademische 
System Westdeutschlands nach wie vor in den 
Händen von NS-Funktionären. Dutschke und 
der SDS plädierten für einen offenen Kampf 
gegen die politische Ordnung durch einen »lan-
gen Marsch durch die Institutionen« und mach-
ten durch die Belagerung von Hochschul räumen 
und öffentlichen Plätzen (sogenannte »sit-ins“) 
und andere Blockaden auf ihre Ziele aufmerk-
sam, die bestehende gesellschaftspolitische Ord-
nung zu transformieren und demokratisieren 
und eine offene, transparente Auseinander-
setzung mit der nationalsozialistischen Vergan-
genheit herbeizuführen.  

Beflügelt wurde die Protestbewegung durch 
weitere parallel verlaufende Ereignisse sowohl 
in Westdeutschland als auch im Ausland. Die 
Bürgerrechtsproteste in den USA, Demonstra-
tionen gegen den Vietnamkrieg, die von Che 
Guevara geführten Aufstände in Südamerika 
sowie die sexuelle Revolution und Frauenbewe-
gung dienten als Legitimitätsanker für die Stu-
dentenproteste in Europa, vor allem in Deutsch-
land und Frankreich. In Anlehnung an diese 
internationalen Protestbewegungen – und ins-
piriert durch die Frankfurter Schule – forderte 
die deutsche Studentenbewegung die Demo-
kratisierung aller Lebensbereiche und mehr 
Selbstbestimmung sowie kulturelle Offenheit 
und die Gleichberechtigung von Frauen, Homo-
sexuellen und anderen Gruppen. Dabei folgen 
deren Anhängerinnen und Anhänger der 
Kant’schen Maxime, dass Menschen – im Gegen-
satz zu anderen Lebewesen – nicht nur bloße 
Mittel für Zwecke anderer seien, sondern ein 
Recht auf Mitbestimmung haben. 

Frankfurt und West-Berlin als Mittelpunkte  
der Bewegung 
Mitte der 1960er Jahre wurde Frankfurt am 
Main – neben West-Berlin – zu einem der Epi-
zentren der intellektuellen Auseinandersetzung 
mit den gesellschaftspolitischen Verhältnissen 
und Machtstrukturen in Deutschland. Nach der 
Erschießung von Benno Ohnesorg (Juni 1967) 
und dem Attentat auf Rudi Dutschke (April 
1968) breitete sich die Revolte deutschlandweit 
sich massiv aus. Dabei wurden nicht nur die 
 allgemeinen politischen Verhältnisse in Deutsch-
land angeprangert, sondern auch die Bedin-
gungen an deutschen Universitäten: überfüllte 
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Hörsäle, bildungspolitischer Konservativismus, 
mangelnde Partizipationsmöglichkeiten ange-
sichts von akademischen Oligarchien und starke 
Unterrepräsentation von Frauen in Wissen-
schaft und Forschung. Während der Beratun-
gen zu den sogenannten Notstandsgesetzen im 
Deutschen Bundestag im Mai 1968 weiteten 
sich die Proteste sowohl an der Universität als 
auch in der Stadt Frankfurt aus. In zahlreichen 
Frankfurter Betrieben wurde die Arbeit nieder-
gelegt, während der SDS einen alternativen 
Lehrplan für die Universität entwickelte. Nach 
einem aktiven Streik an der Goethe-Universität, 
an dem 2 000 –3 000 Personen teilnahmen, wurde 
der normale Lehrbetrieb eingestellt und wur-
den von Anhängern der Bewegung alternative 
Vorlesungen zu Themen wie »Autoritärer Staat 
und Faschismus«, »Geschichte und Gewalt«, 

»Enteignet Springer« und 
»Autoritäre Schule und Wider- 
stand« angeboten. Dabei wurde 
die Universität von den Protes-
tierenden symbolisch in »Karl- 
Marx­Universität« umbenannt 
und vor dem damaligen Haupt- 
gebäude der Universität ein 
Transparent mit dem Slogan 
»Dieser Eingang ist offen für 
NS-Befürworter und Fach-
idioten« aufgehängt. 

Nachdem die Idee der 
»Kritischen Universität« bereits 
einige Monate zuvor an der 
Freien Universität Berlin 
umgesetzt wurde, kam es 
auch in Frankfurt zu engen 
Verbindungen zwischen Ver-
tretern der Studentenbewe-
gung und jenen der Kritischen 
Schule. Es fanden zahlreiche 
Diskussionsveranstaltungen 
mit Theodor Adorno, Jürgen 
Habermas und anderen Ver-
tretern statt, die zwar die radi-
kalen, revolutionären Ansätze 
des SDS kritisierten, aber 
durchaus auch durch mehr 
soziale Gerechtigkeit eine fried-
lichere Transformation der 
Gesellschaft herbeiführen woll-
ten. Auch im Hinblick auf ihre 
Forderungen an die deutsche 
Hochschulpolitik vertraten die 
protestierenden Studierenden 
und die Vertreter der Kriti-
schen Schule unterschiedliche 
Sichtweisen. Zwar unterstüt-
zen Adorno und andere 
 Vertreter das Konzept einer 
Reform universität, sprachen 

sich jedoch dagegen aus, dass Studierende selber 
ihre Lerninhalte fest legen, da dadurch das Leis-
tungsprinzip untergraben würde. Infolgedessen 
wurde das Frankfurter Institut für Sozial-
forschung von SDS-Mitgliedern besetzt. 

In dieser Phase rückte auch die Lage der 
Frauen in Deutschland verstärkt in den Fokus 
der öffentlichen Aufmerksamkeit. Insbesondere 
Frankfurt wurde zu einem wichtigen Schau-
platz des Kampfes gegen männlich dominierte 
Machtstrukturen, der durch die 68er-Proteste 
maßgeblich flankiert wurde. Besonders erwäh-
nenswert in diesem Zusammenhang ist der 
Frankfurter »Weiberrat«, der im Zuge der 1968er- 
Bewegung gegründet wurde und für ein neues 
Selbstbewusstsein der Frauen sowie einen Fokus 
auf Geschlechterbeziehungen in der Analyse 
gesellschaftlicher Machtstrukturen plädierte. 

Das Erbe der 68er 
Was bleibt von der 68er Bewegung an deutschen 
Universitäten und insbesondere der Goethe-
Universität? Im Gegensatz zu den niederge-
schlagenen Revolten in Osteuropa brachten die 
Akademikerproteste in Westeuropa, so der 2014 
verstorbene Frankfurter Politikwissenschaftler 
Iring Fetscher, einen enormen Schub an Energie 
und Innovation sowohl für das deutsche Bil-
dungswesen als auch fürs gesellschaftspolitische 
Leben in Deutschland und Westeuropa im All-
gemeinen. Im Hinblick auf das Bildungswesen 
kam es auf administrativer und pädagogisch-
didaktischer Ebene zu weitreichenden Verände-
rungen, welche besonders stark an der Goethe-
Universität ausfielen. Auf administrativer Ebene 
wurde ab Ende der 1960er Jahre versucht, die 
interne Steuerung von Universitäten zu »demo-
kratisieren« und die Macht der bisher als 
 »feudalistisch« geltenden Professorenschaft auf-
zuweichen. Dabei entstand das Konzept der 
»Gruppenuniversität, die die Beteiligung eines 
breiteren Spektrums an Akteuren an der uni-
versitären Selbstverwaltung durch erweiterte 
Stimmrechte ermöglichen sollte. Spezifisch 
wurde versucht, das Konzept der »Drittelparität« 
durchsetzen, d. h. ein Drittel der Sitze in uni-
versitären Gremien sollten von Studierenden 
besetzt werden. Zwar wurde die Drittelparität 
Ende der 1970er in einigen Bundesländern 
zurückgenommen, dennoch wurden Studierende, 
(Post-)Doktoranden sowie technisches und 
administratives Personal auf allen Ebenen ver-
stärkt in universitäre Entscheidungsprozesse 
einbezogen. Neben den akademischen Senaten 
entstanden an den meisten deutschen Universi-
täten auch Studierendenparlamente und weitere 
Vertretungsorgane der Interessen Studierender. 

Allerdings muss rückblickend konstatiert 
werden, dass dieser als »Demokratisierung« 
angedachte Prozess auch ein Stück weit die 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•  In den frühen 60er Jahren gelten das 
deutsche Hochschulwesen und das 
Schulsystem als verstaubt und hier- 
archisch. Die Kritik an den mangelnden 
Mitbestimmungsmöglichkeiten nimmt 
im politischen, akademischen und 
wirtschaftlichen Umfeld zu. 

•  Neben West-Berlin wird Frankfurt zum 
Zentrum eines Protestes gegen die 
allgemeinen politischen Verhältnisse, 
aber auch gegen die Bedingungen an 
deutschen Universitäten, der im Mai 68 
an der Goethe-Universität zum Streik 
und zur Einstellung des Lehrbetriebs 
führt.

•  Auf administrativer Ebene wird ab Ende 
der 1960er Jahre versucht, die interne 
Steuerung von Universitäten zu 
»demokratisieren« und die Macht der 
bisher als »feudalistisch« geltenden 
Professorenschaft aufzuweichen. 

•  Trotz unumstrittener Errungenschaften 
bleibt das gesellschaftspolitische und 
akademische Erbe der 68er-Bewegung 
nicht ohne Kritik: Angeführt werden 
unter anderem ein (vermeintlicher) 
Verlust von Disziplin und Autorität und 
der Rückgang des Leitungsprinzips an 
Universitäten, die Verbreitung von anti- 
bürgerlichen, antiwestlichen, anti-
kapitalistischen Tendenzen und eine 
vermeintlich allgegenwärtige politische 
Korrektheit an deutschen Universitäten 
oder der massive Widerstand gegen 
Studiengebühren vonseiten links-
gerichteter Studierender.
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1+ 2 Öffnung der höheren 
Bildungswege nach 68.

ohnehin schwache kollektive Handlungsfähig-
keit deutscher Universitäten reduzierte und zu 
einer noch komplexeren Verschachtelung von 
Entscheidungskompetenzen führte. Dennoch 
konnten deutsche Universitäten ihren Ruf als 
Bastionen akademischer Eliten ohne Rücksicht 
auf die inhaltlichen, beruflichen Interessen und 
Selbstverwirklichungsperspektiven ihrer Stu-
dierenden und Nachwuchsakademikern ab- 
schütteln und sich einer neuen Gesellschaft 
 kritischer Bürgerinnen und Bürgern und deren 
basisdemokratischen Ambitionen öffnen. 

Diese Entwicklung setzte sich auch auf päd-
agogisch-didaktischer Ebene fort. Bisher galt im 
deutschen Hochschulwesen weitgehend das 
Humboldt’sche Prinzip des wertfreien Wissens 
und der freien Forschung ohne Rücksicht auf 
sozioökonomische Belange. Durch die 68er 
Bewegung setzte sich die Überzeugung zuneh-
mend durch, dass Universitäten mehr als nur 
»Elfenbeintürme«, die sich lediglich an der 
 wissenschaftlichen Gemeinschaft orientieren, sein 
sollen und sich auch ihrer sozialen Verantwor-
tung stellen müssen. Dieser Gesinnungswandel 
war besonders stark an der Goethe-Universität 
Frankfurt zu spüren. Bereit in seiner 1962 
erschienenen Habilitationsschrift plädierte der 
Frankfurter Philosoph und Soziologe Jürgen 
Habermas dafür, dass öffentliche Angelegen-
heiten nicht nur in der Presse und politischen 
Institutionen verhandelt werden sollen, son-
dern auch innerhalb von gesellschaftlichen Ins-
titutionen wie Universitäten, Schulen und Ver-
bänden. Es entstanden sowohl innerhalb des 
Lehrbetriebs als auch im Rahmen von anderen 

universitären Veranstaltungen neue Freiräume 
für Diskussion, Dialog und kritische Fragen. 
Auch wenn die universitäre Lehre in Deutsch-
land nach wie vor häufig als Nebenprojekt der 
Forschung wahrgenommen wird, kam es im 
Zuge der 68er­Bewegung zur Diversifizierung 
von Lehr- und Lernmethoden sowie zu einer 
stärkeren Problemorientierung der Studien-
inhalte. Auch in der Lehrerbildung setzten sich 
infolge der 68er-Bewegungen neue pädago-
gische Strömungen wie zum Beispiel die repres-
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sionsfreie Pädagogik durch. Im Gegensatz zu 
bisherigen eher autoritären, disziplinorientierten 
pädagogischen Ansätzen rückten die Emanzi-
pation von Individuen und Konzepte von Bil-
dung als Schlüssel zur Demokratisierung in den 
Vordergrund. 

Eine weitere nennenswerte Errungenschaft 
der 68er-Proteste, aber auch anderer namhafter 
Bildungsphilosophen der Ära wie zum Beispiel 
Georg Picht („Die Deutsche Bildungskatastrophe, 
1964) und Rolf Dahrendorf („Bildung als Bür-
gerrecht, 1965) war die Öffnung der höheren 
Bildungswege für bisher stark benachteiligte 
Gruppen (z. B. Arbeiterkinder). So kam es in 
den 1970er Jahren zum massiven Ausbau der 
Fachhochschulen, um Forderungen nach einem 
stärker humankapitalorientieren Verständnis 
von Bildung gerecht zu werden. Die durch die 
68er­Bewegung beflügelten größeren Bildungs-
aspirationen öffneten auch neue Türen für 
Mädchen und Frauen zur höheren Bildung: 
Auch wenn Frauen in der wissenschaftlichen 
Forschung in Deutschland trotz positiver Ten-
denz nach wie vor unterrepräsentiert sind, stell-
ten Frauen im Jahre 2015 mit 53 Prozent mehr 
als die Hälfte aller Studiumanfänger. Ende der 
1968er lag der Frauenanteil sowohl in der BDR 
als auch in der DDR bei gerade mal ca. 15 Pro-
zent der Studierendenschaft. 

Trotz unumstrittener Errungenschaften bleibt 
das gesellschaftspolitische und akademische 
Erbe der 68er-Bewegung nicht ohne Kritik. 
Bereits seit Jahren werden deren Leitfiguren 
dafür kritisiert, dass sie sich nicht viel früher mit 
der terroristischen RAF (Rote Armee Fraktion), 
die zumindest teilweise aus der APO hervor-
ging, kritisch auseinandersetzten. Andere Kriti-
ker sehen den vermeintlichen Verlust von Diszi-
plin und Autorität und den Rückgang des 
Leitungsprinzips an Universitäten als Spätfolgen 
der-68er Ideologie. Wissenschaftliche Forschun-
gen zeigen außerdem, dass linksgerichtete 
Gruppierungen klar die Oberhand in studenti-
schen Vertretungsorganen gewonnen haben – 
ein Eindruck, der bei einem Spaziergang über 
den Frankfurter Campus vor universitätsin-
ternen Wahlen schnell bestätigt wird. Zudem 
machen Kritikerinnen und Kritiker die heutigen 
Erben der Bewegung für die Verbreitung von 
antibürger lichen, antiwestlichen, antikapitalisti-
schen Tendenzen und eine vermeintlich allge-
genwärtige politische Korrektheit an deutschen 
Universi täten verantwortlich. Wenn sie über-
haupt zu Vorträgen eingeladen werden, sehen 
sich Gastredner aus dem bürgerlich-konservati-
ven oder auch liberalen Spektrum häufig mit 
Anfeindungen und Protesten im universitären 
Umfeld konfrontiert. 

Zu guter Letzt sehen nicht wenige Bildungs-
ökonomen den massiven Widerstand gegen 
Studiengebühren vonseiten linksgerichteter 
Studierender, die sich bei ihren Protestaktionen 
gerne der Leitbilder der 68er-Bewegung bedie-
nen, kritisch. Obwohl weitgehend bekannt ist, 
dass das deutsche Bildungswesen im Vergleich 
der westlichen Industrieländer aufgrund seiner 
einseitigen staatlichen Finanzierung massiv 
unterfinanziert ist, werden insbesondere von 
linker Seite weitere Bildungsexpansionen und 
bessere Studienbedingungen bei gleichzeitiger 
laut starker Kritik an den Missständen an deut-
schen Hochschulen gefordert. Dabei erscheint es 
einigen Bildungsforscher durchaus als paradox, 
dass vor allem linke Gruppierungen – trotz 
ihren weitreichenden Mitbestimmungsmöglich-
keiten und ihrer starker Präsenz in universitä-
ren Entscheidungsprozessen – in der Regel nicht 
bereit sind, einen größeren (jedoch maßvollen) 
monetären Beitrag zur Optimierung der Studien-
bedingungen zu leisten sind. 
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